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Solidarität mit den Telekom-Beschäftigten 
 
Heute werden die streikenden Beschäftigten der Telekom zu bundesweiten 
Protestkundgebungen auch in Bochum erwartet. Dazu erklärt Sevim Dağdelen, 
MdB DIE LINKE mit Wahlkreisbüro in Bochum: 
 
„Die heutige Solidaritätskundgebung von ver.di in der Bochumer Innenstadt hat 
meine volle Unterstützung. Die Tarifauseinandersetzung wird von der 
Arbeitgeberseite in unerträglicher Weise geführt. Diese Praxis verurteile ich aufs 
Schärfste – die ver.di Proteste sind die richtige Antwort darauf.  Die 1.500 Telekom-
Beschäftigten allein in den betroffenen Bochumer Niederlassungen haben meine 
volle Solidarität.“ 
 
Sevim Dağdelen verweist außerdem auf die Verantwortung des Bundes gegenüber 
den Beschäftigten der Telekom: 
 
„Schon wieder macht Schwarz-Rot Politik gegen die Interessen der Menschen: der 
Bund kontrolliert als größter Eigner der Telekom Anteile von 32 Prozent. Trotzdem 
erklärt die Bundesregierung sich für nicht zuständig und versteckt sich hinter den 
Vorstandsentscheidungen. Die beiden Vertreter der Regierung im Aufsichtsrat haben 
sogar mit für die Umstrukturierungsmaßnahmen gestimmt, die die Ausgliederung 
beinhalten. Diese unmenschliche Entscheidung richtet sich gegen die Interessen von 
50.000 Familien. Sie fügt sich nahtlos in eine unsoziale Politik ein, die seit Jahren 
ausschließlich auf die Erhöhung der Gewinne der Unternehmen orientiert ist. Der 
Streik der Telekom-Mitarbeiter ist ein Abwehrkampf im Interesse aller Beschäftigten 
in Deutschland. Sie haben meine volle Solidarität.“ 
 
Die Fraktion DIE LINKE lehnt die vom Telekommanagement angekündigten 
Maßnahmen von Auslagerungen, Entgeltkürzungen bis zu 30%  sowie 
Arbeitszeitverlängerungen entschieden ab. 
 


